
Schwesig: Es geht um Wirtschaftskraft und 
Arbeitsplätze 
 

Ministerpräsidentin Manuela Schwesig hat heute auf der 
Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
ostdeutschen Länder mit Bundeskanzler Friedrich Merz und 
Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche für die 
Stärkung der Wirtschaftskraft und eine Absenkung der 
Kraftstoffpreise geworben. 
 
„Es ist die wichtigste Aufgabe, die Wirtschaft in Deutschland 
anzukurbeln und Arbeitsplätze zu schaffen und zu sichern. 
Dabei muss ein besonderes Augenmerk auf den Osten 
gerichtet werden“, sagte die Ministerpräsidentin im Anschluss 
an die Konferenz.  
 
Aktuell seien die stark gestiegenen Benzinpreise die größte 
Sorge vieler Menschen und vieler Unternehmen in ganz 
Deutschland. „Die Spritpreise müssen jetzt sinken. Dafür hat 
Mecklenburg-Vorpommern einen Antrag eingebracht, der 
einen Dreiklang vorsieht: Absenkung der Energiesteuern, 
Abschöpfung der spekulativen Gewinne und kartellrechtliche 
Verschärfungen, damit solche Anstiege künftig von vorn 
herein untersagt werden können. Ich freue mich, dass dieser 
Antrag von allen Ostdeutschen Ländern unterstützt worden 
ist. Und ich bin sehr dankbar dafür, dass 
Bundesfinanzminister Klingbeil eine Senkung der 
Energiesteuer vorgeschlagen hat.“ Jetzt müsse es eine 
schnelle Einigung auf Bundesebene geben.  
 
„Wir brauchen auch weiter eine verlässliche 
Wirtschaftsförderung für den Osten. Die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ ist das wichtigste Instrument, um 
Firmenerweiterungen, Neuansiedlungen und wirtschaftsnahe 
Infrastrukturvorhaben fördern zu können. Wir brauchen auch 
künftig eine ausreichende Ausstattung“, sagte die 
Ministerpräsidentin weiter. 
 
„Ich habe außerdem meine Zusage vom Bauerntag eingelöst 
und beim Kanzler für die ostdeutsche Landwirtschaft 
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geworben. Das Wichtigste ist, dass die EU-Pläne für die 
kommende Förderperiode verhindert werden. Sie würden den 
Osten besonders hart treffen. Bei uns gibt es traditionell 
größere Betriebe. Kappung und Degression sind deshalb der 
falsche Weg. Ich habe den Kanzler gebeten, dass er sich 
persönlich in Brüssel für faire Bedingungen für die 
ostdeutsche Landwirtschaft einsetzt“, sagte die 
Ministerpräsidentin. 


